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Presse und Information 

PRESSEMITTEILUNG Nr. 31/09 

23. April 2009 

Urteil des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-261/07 und C-299/07 

VTB-VAB NV/Total Belgium NV und Galatea BVBA/Sanoma Magazines Belgium NV  

DAS GEMEINSCHAFTSRECHT STEHT EINER NATIONALEN REGELUNG 
ENTGEGEN, DIE KOPPLUNGSANGEBOTE EINES VERKÄUFERS AN EINEN 

VERBRAUCHER UNGEACHTET DER SPEZIFISCHEN UMSTÄNDE VERBIETET 

Die Mitgliedstaaten dürfen keine strengeren als die in der Richtlinie über unlautere 
Geschäftspraktiken festgelegten Maßnahmen erlassen, und zwar auch nicht, um ein höheres 

Verbraucherschutzniveau zu erreichen 

Die Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken1 hat den Zweck, zu einem reibungslosen 
Funktionieren des Binnenmarkts und zum Erreichen eines hohen Verbraucherschutzniveaus 
beizutragen. Sie stellt ein generelles Verbot jener unlauteren Geschäftspraktiken auf, die 
geeignet sind, das wirtschaftliche Verhalten des Verbrauchers zu beeinflussen. Sie stellt zudem 
Regeln über irreführende und aggressive Geschäftspraktiken auf. Anhang I enthält eine Liste 
jener Geschäftspraktiken, die unter allen Umständen unlauter sind.  

Seit Anfang 2007 bietet Total Belgium, eine Tochtergesellschaft des Total-Konzerns, die u. a. an 
Tankstellen Kraftstoff vertreibt, Verbrauchern, die Inhaber einer Total-Club-Karte sind, für jedes 
Tanken von mindestens 25 l für einen PKW oder 10 l für ein Kleinkraftrad drei Wochen gratis 
Pannenhilfe an. VTB, eine Gesellschaft, die im Bereich der Pannenhilfe tätig ist, beantragte beim 
nationalen Gericht eine Anordnung gegen Total Belgium, diese Geschäftspraxis einzustellen, da 
sie insbesondere ein Kopplungsangebot darstelle, das nach einer belgischen Rechtsvorschrift2 
verboten sei. 

In einem anderen Rechtsstreit streiten Galatea, Betreiberin eines Wäschegeschäfts in Schoten 
(Belgien), und Sanoma, eine Tochtergesellschaft des finnischen Sanoma-Konzerns und 
Herausgeberin mehrerer Zeitschriften, darunter die Wochenzeitschrift Flair. Der Ausgabe dieser 
Zeitschrift vom 13. März 2007 lagen Bons bei, die zu Rabatten auf in verschiedenen 
                                                 
1 Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2005 über unlautere 
Geschäftspraktiken im binnenmarktinternen Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen und Verbrauchern und zur 
Änderung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (ABl. L 149, S. 22). 
2 Art. 54 des Gesetzes vom 14. Juli 1991 (Belgisches Staatsblatt vom 29. August 1991, deutsche Übersetzung: 
Belgisches Staatsblatt vom 19. Januar 1994). 



Wäschegeschäften angebotene Produkte berechtigten. Galatea beantragte eine Anordnung, diese 
Geschäftspraxis einzustellen, und machte geltend, dass Sanoma u. a. die belgische 
Rechtsvorschrift verletzt habe. 

In diesem Kontext legt die mit den beiden Rechtssachen befasste Rechtbank van koophandel te 
Antwerpen dem Gerichtshof Fragen vor. Das vorlegende Gericht möchte wissen, ob die 
Richtlinie dahin auszulegen ist, dass sie einer nationalen Regelung wie der belgischen 
Rechtsvorschrift entgegensteht, die von bestimmten Ausnahmen abgesehen Kopplungsangebote 
eines Verkäufers an einen Verbraucher ungeachtet der spezifischen Umstände des konkreten 
Falles generell verbietet. 

Der Gerichtshof stellt zunächst fest, dass Kopplungsangebote geschäftliche Handlungen sind, die 
eindeutig in den Rahmen der Geschäftsstrategie eines Gewerbetreibenden gehören und 
unmittelbar mit der Absatzförderung und dem Verkauf zusammenhängen. Sie stellen daher 
Geschäftspraktiken im Sinne der Richtlinie3 dar und fallen damit in deren Geltungsbereich. 

Sodann erinnert der Gerichtshof daran, dass mit der Richtlinie die Regeln über unlautere 
Geschäftspraktiken auf Gemeinschaftsebene vollständig harmonisiert werden. Die 
Mitgliedstaaten dürfen daher keine strengeren als die in der Richtlinie festgelegten 
Maßnahmen erlassen, und zwar auch nicht, um ein höheres Verbraucherschutzniveau zu 
erreichen. 

Der Gerichtshof stellt insoweit fest, dass eine nationale Regelung wie die im Ausgangsverfahren 
fragliche durch die Einführung einer Vermutung der Rechtswidrigkeit von Kopplungsangeboten 
nicht den Anforderungen der Richtlinie entspricht. 

Die belgische Rechtsvorschrift stellt nämlich ein grundsätzliches Verbot von 
Kopplungsangeboten auf, obwohl solche Praktiken nicht im Anhang I der Richtlinie erfasst sind. 
In diesem Anhang sind aber die einzigen Geschäftspraktiken, die unter allen Umständen und 
damit ohne eine Beurteilung des Einzelfalls verboten sind, erschöpfend aufgezählt. 

Schließlich wird eine solche Auslegung nicht dadurch in Frage gestellt, dass das belgische 
Gesetz eine Reihe von Ausnahmen von dem Verbot von Kopplungsangeboten vorsieht. 

Die Richtlinie ist daher dahin auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung wie der hier 
fraglichen entgegensteht, die von bestimmten Ausnahmen abgesehen Kopplungsangebote 
eines Verkäufers an einen Verbraucher ungeachtet der spezifischen Umstände des 
konkreten Falles verbietet. 

                                                 
3 Art. 2 Buchst. d der Richtlinie. 



Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den 
Gerichtshof nicht bindet. 

Dieses Dokument ist in folgenden Sprachen verfügbar: ES, DE, EL, EN, FR, IT, HU, NL, PL, 
PT, RO 

Den vollständigen Wortlaut des Urteils finden Sie heute ab ca. 12.00 Uhr MEZ auf der 
Internetseite des Gerichtshofs: 

http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=rechercher&numaff=C-261/07  

Für weitere Auskünfte wenden Sie sich bitte an Ass. iur. Dominik Düsterhaus, 
Tel.: (00352) 4303 3255, Fax: (00352) 4303 2734 
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